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Beschaffung von
Strom und Erdgas
Rückblick und
Ausblick

Ökostrom immer gefragter
Ein für uns alle mehr als ungewöhnlich belastendes 
Jahr 2020 haben wir hinter uns gelassen. Gelegenheit 
mit Stolz festzustellen, welche Leistungen doch un-
ter diesen immer noch zehrenden Bedingungen voll-
bracht wurden. Verteilt über das Jahr wurden von unse-
rem Team für Einzelkunden 45 Erdgasausschreibungen 
und 91 Stromvergabeverfahren durchgeführt. Die Grafik 
auf Seite 3 veranschaulicht, wie viele Einzelausschrei-
bungen in welchem Bundesland durchgeführt wurden. 
An den ersten 6 Plätzen hat sich im Vergleich zu 2019 
nichts geändert. 
Dabei bildet die Ausschreibung im Oberschwellenbe-
reich (europaweite Vergabe) mit 113 Verfahren nach wie 
vor die Regel. Im Unterschwellenbereich wurden nur 23 
Verfahren (16,91 Prozent) durchgeführt – vorwiegend 
im Gasbereich, da der Gaspreis deutlich geringer ist, als 
der Strompreis und der Schwellenwert von 214.000 Eu-
ro daher häufiger nicht erreicht wird. Von den 91 Strom-
ausschreibungen hatten 39 (42,86 Prozent) die Aus-
schreibung von Strom aus erneuerbaren Energien zum 
Auftragsgegenstand. Bei immer mehr öffentlichen Auf-
traggebern spielt Ökostrom vor dem Hintergrund des 
Erreichens der Klimaschutzziele und der Vorreiterrol-
le, die Kommunen in diesem Zusammenhang zukommt, 
eine Rolle.
Für die bayerischen Kommunen wurden 2020 Gasbün-
delausschreibungen für den Lieferzeitraum ab 1. Okto-
ber 2021 bis 2024 vorbereitet, an der sich 216 öffentli-
che Auftraggeber beteiligen. Die Verfahren werden in 
diesem Frühjahr abgeschlossen. Gestartet haben fer-
ner zu Jahresbeginn 2021 die Vorbereitungen der nächs-
ten Bündelausschreibungen für Strom in Bayern für den 
Lieferzeitraum 2023 bis 2025. Schätzungsweise 1.500 öf-
fentliche Auftraggeber nehmen an diesen Bündelaus-
schreibungen teil. Die Bearbeitung der Daten aller 
Teilnehmer wird bis in den Herbst erfolgen. Die Bündel-
ausschreibungen erfolgen in Kooperation mit unserem 
Gesellschafter, dem Bayerischen Gemeindetag.

Empfehlung der Mindestlohnkommissi-
on gefolgt. Der Mindestlohn wird dem-
nach in den beiden Jahren 2021 und 2022 
in vier Stufen auf 10,45 Euro steigen.

Stufen der Mindestlohnsteigerung

1. Stufe:	 zum 01.01.	2021 	 →	 9,50 Euro
2. Stufe:	 zum 01.07.	2021 	 → 	 9,60 Euro
3. Stufe:	 zum 01.01.	2022 	 → 	 9,82 Euro
4. Stufe:	 zum 01.07.	2022 	 → 	10,45 Euro

Am 1. Oktober 2020 hat die bundesweite
Vergabestatistik ihren Betrieb aufgenom-
men. Die grundlegenden Daten zu öffent-
lichen Aufträgen werden nun flächende-
ckend statistisch erfasst. Die VergStatVO 
verpflichtet alle Auftraggeber nach § 98 
GWB, bestimmte Daten zu Beschaffungs-
vorgängen im Oberschwellenbereich und 
eingeschränkt auch im Unterschwellen-
bereich an die Vergabestatistik zu über-
mitteln.
In 2021 wird nun auch die Inbetriebnah-
me des bundesweiten Wettbewerbsre-
gisters erwartet. Sicherlich wird es auch 
in diesem Jahr viele Themen geben, die 
uns und die öffentlichen Auftraggeber 
bewegen. Wir freuen uns, alle kommen-
den Herausforderungen gemeinsam mit 
viel Energie zu meistern.

Was war 2020? Was kommt 2021?
Die Kommunen mussten bis zum 18. April 2020 die Einführung der 
elektronischen Rechnung realisieren. Das heißt, sie sind verpflichtet, 
elektronische Rechnungen zu akzeptieren. Seit dem 27. November 2020 
sind alle Rechnungssteller verpflichtet, elektronische Rechnungen an 
öffentliche Auftraggeber des Bundes zu übermitteln. Der Stand in den 
Kommunen und bei den öffentlichen Auftraggebern des Bundes, für 
die die KUBUS GmbH tätig war oder ist, ist hierzu recht differenziert. 
Nach Aussagen der Strom-/Gaslieferanten erfolgen hinsichtlich der 
Übermittlung der Strom- und Gasrechnungen in der Regel Absprachen 
mit den Auftraggebern, da die Standards zum Empfang und zur Ver-
arbeitung von elektronischen Rechnungen (noch) nicht vorausgesetzt 
werden können.
Vergaberechtliche Änderungen hielten sich 2020 in Grenzen. In vielen 
Bundesländern wurden zur Bekämpfung der Corona-Pandemie ver-
gaberechtliche Erleichterungen geschaffen, die zum Teil auch in 2021 
fortgelten. Zumeist wurden Wertgrenzen angehoben, um öffentliche 
Aufträge schneller vergeben zu können. Die Unterschwellenvergabe-
ordnung ist inzwischen in nahezu allen Bundesländern anwendbar. 
Ausgenommen sind noch Hessen, Rheinland-Pfalz, Sachsen und Sach-
sen-Anhalt. Hier sind Vergaben von Liefer- und Dienstleistungen un-
terhalb des Schwellenwerts nach wie vor unter Anwendung des 1. Ab-
schnitts der VOL/A durchzuführen.
Die vergaberechtlichen Mindestlöhne in Thüringen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Schleswig-Holstein, Berlin, Brandenburg und Bremen wer-
den in aller Regelmäßigkeit angepasst. Aktuell ist der vergaberecht-
liche Mindestlohn in Schleswig-Holstein mit 9,99 Euro brutto am 
geringsten und in Berlin mit 12,50 Euro brutto am höchsten. Am 30. 
Juni 2020 hat auch die Mindestlohnkommission ihre Empfehlung für 
die Erhöhung des gesetzlichen, bundesweit geltenden Mindestlohns 
in den Jahren 2021 und 2022 abgegeben. Die Bundesregierung ist der 
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ERFAHREn, InnOVATIV, GEMEInSAM STARK 
dAS EnERGIETEAM

Seit 15 Jahren führt die KUBUS GmbH Verfahren zur Be-
schaff ung von Strom und Erdgas durch. Was sich in den 
ersten Jahren vor allem auf Schleswig-Holstein, Meck-
lenburg-Vorpommern und Brandenburg konzentrierte, 
nahm 2010 mit der Umstellung auf ein elektronisches 
Verfahren Fahrt auf. Jährlich werden etwa 145 elektro-
nische Energieausschreibungen abgewickelt. dazu kom-
men im Bundesland Bayern regelmäßige Bündelaus-
schreibungen für bis zu 1.500 öff entliche Auftraggeber.
der Arbeitsalltag des Energieteams umfasst die Analy-
se und Verarbeitung der Datenfl ut und Informationen 
sowie deren Pfl ege und Aktualisierung.

Es muss ständig mit den neuesten Entwicklungen im 
Bereich der e-Vergabe schrittgehalten und sich mit 
der sich stets ändernden Rechts- und Gesetzeslage 
auseinandergesetzt werden. 
das Energieteam ist dabei auf verschiedenen Fel-
dern tätig. neben vergabe- und energierechtlichen 
Fragestellungen sind das insbesondere Themen wie 
Ökostrom und Energiebeschaff ungsstrategien.
Um diese Aufgaben zu bewältigen und dabei den ho-
hen Qualitätsanforderungen gerecht zu werden, ist 
ein Team aus kompetenten sowie qualifi zierten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern unerlässlich. 

das Energieteam besteht aktuell aus
diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Schwerin

Teamleiterin Katrin Anders, Master of Laws (LL.M.)
 ▪ seit Januar 2010 im Energiebereich tätig
 ▪ führt u. a. Energieausschreibungen für Kunden mit speziellem 
Profi l bzw. besonderen Anforderungen durch

anders@kubus-mv.de

Anett Heiden, Rechtsanwaltsfachangestellte
 ▪ unterstützt seit nov. 2011 als Teamassistenz den Bereich Vergabe
 ▪ Schwerpunkt: Einzelausschreibungen im Bereich Strom und Gas
 ▪ assistiert bei der Erstellung von Angeboten und Verträgen, zeitli-
che Projektüberwachung mit Vor- und nachbereitung 

 ▪ Datenpfl ege und Rechnungslegungen für Kunden
heiden@kubus-mv.de

Vera Bonßdorf, Rechtsanwaltsfachangestellte
 ▪ unterstützt seit dezember 2012 als Teamassistenz die durchfüh-
rung von Strom- und Erdgasausschreibungen

 ▪ assistiert bei der Erstellung von Angeboten und Verträgen
 ▪ assistiert bei der durchführung von Einzelausschreibungen sowie 
im Rahmen der Bündelausschreibungen Strom und Gas in Bayern

bonssdorf@kubus-mv.de

Jessica Schwanbeck, Rechtsanwaltsfachangestellte
 ▪ unterstützt seit Jan. 2013 als Teamassistenz den Bereich Vergabe 
 ▪ Schwerpunkt: durchführung von Projekten in dem Bereich Aus-
schreibung von Energielieferleistungen (Strom, Gas)

 ▪ assistiert bei der Erstellung von Angeboten und Verträgen, zeitli-
che Projektüberwachung mit Vor- und nachbereitung

 ▪ assistiert bei durchführung der Bündelausschreibungen Strom 
und Gas in Bayern

schwanbeck@kubus-mv.de

Christina Fink, Assessorin jur.
 ▪ seit April 2018 für die durchführung nationaler und EU-weiter 
Energieausschreibungen zuständig

 ▪ betreut überwiegend die Kunden aus Mecklenburg-Vorpommern, 
Brandenburg und Schleswig-Holstein

 ▪ erarbeitet die Umsetzung von Gesetzesänderungen im Team
fink@kubus-mv.de

Lukas Fenski, Assessor jur.
 ▪ ist seit november 2019 bei der KUBUS GmbH tätig
 ▪ betreut Kunden aus Schleswig-Holstein, Bayern, nordrhein-West-
falen, Thüringen sowie Sachsen-Anhalt

fenski@kubus-mv.de

Dejan Roshkoski, Master of Laws (LL.M.)
 ▪ verstärkt seit Januar 2020 das Vergabeteam der KUBUS GmbH 
 ▪ führt Energieausschreibungen für Einzelkunden aber auch für 
Bündelkunden durch

roshkoski@kubus-mv.de

Anja Richter, Master of Laws (LL.M.)
 ▪ seit August 2020 unterstützt sie das Team für Strom- und Erdga-
sausschreibungen

 ▪ betreut Kunden in ganz deutschland sowohl für Einzel- als auch 
für Bündelausschreibungen

richter@kubus-mv.de

Bettina Wegner, Diplom-Kauff rau
 ▪ seit dezember 2012 im Energiebereich tätig
 ▪ ist hauptsächlich für Bündelausschreibungen tätig, führt aber 
auch Einzelausschreibungen durch

wegner@kubus-mv.de
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ZUlÄSSIGKEIT VOn InHOUSE-VERGABEn
IM RAHMEn dER
STROM- Und ERdGASBEScHAFFUnG

1. Bedeutung und Historie

Die Inhouse-Vergabe ist ein Rechtsinstitut, welches öf-
fentlichen Auftraggebern i.S.d. § 99 Nr. 1 bis 3 GWB er-
laubt, öff entliche Aufträge an eine juristische Person 
des öff entlichen oder privaten Rechts zu vergeben, oh-
ne dabei den strengen Regularien des Vergaberechts 
zu unterliegen.

Mit Aufnahme der Inhouse-Vergabe in das Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in 2016 wurden die 
bereits von der Rechtsprechung zuvor angewandten Me-
thoden gesetzlich verankert.

2. Grundsatz

liegen die Tatbestandsvoraussetzungen der jeweils ein-
schlägigen Absätze des § 108 GWB kumulativ vor, ist das 
Vergaberecht nicht anzuwenden. In diesen Fällen ist das 
Vergaberecht subsidiär.

3. Anwendung auf Vergaben im Rahmen der 
Strom- und Erdgasbeschaff ung

Häufi g stellt sich die Frage, ob eine Gebietskörperschaft 
die ortsansässige Stadtwerke GmbH mit der Belieferung 
von Strom oder Erdgas beauftragen darf, ohne ein öf-
fentliches Ausschreibungsverfahren durchzuführen.
Unter welchen Voraussetzungen ein vergaberechtsfrei-
es Inhouse-Geschäft zulässig ist, soll exemplarisch an-
hand eines Beispiels dargestellt werden.

Stadt XY
öff entlicher Auftraggeber

(§ 99 Nr. 1 GWB)

Stadtwerke GmbH
juristische Person des

Privatrechts

Es kann bei der Bewertung eines Inhouse-Geschäftes 
dahinstehen, ob der Schätzwert des Auftrags unterhalb 

oder oberhalb des Schwellenwertes liegt, da die Voraus-
setzungen des § 108 GWB in beiden Fällen zu prüfen sind 
und vorliegen müssen (§ 1 Abs. 2 UVgO).

3.1 Prüfung nach § 108 Abs. 1 Nr. 1 GWB

Nach § 108 Abs. 1 Nr. 1 GWB muss die Stadt XY über die 
Stadtwerke GmbH eine ähnliche Kontrolle ausüben, wie 
über ihre eigenen dienststellen (Kontrollkriterium).
§ 108 Abs. 2 GWB stellt hierzu eine Konkretisierung dar 
und defi niert, wann eine solche Kontrolle zu vermuten 
ist. Das ist der Fall, wenn der öff entliche Auftraggeber 
einen ausschlaggebenden Einfl uss auf die strategischen 
Ziele und die wesentlichen Entscheidungen der juristi-
schen Person ausübt. letztlich wird an dieser Stelle die 
gesellschaftsrechtliche Ausgestaltung, insbesondere der 
Gesellschaftsvertrag näher zu prüfen sein.

3.2 Prüfung nach § 108 Abs. 1 Nr. 2 GWB

das zweite Kriterium ist das Wesentlichkeitskriterium. 
Hiernach muss die Stadtwerke GmbH ihre Tätigkeit zu 
mehr als 80 Prozent für die Stadt XY verrichten, die ih-
re Anteile innehat. Hierbei sind alle Aufgaben zu be-
rücksichtigen, mit denen die Stadtwerke GmbH von der 
beteiligten Stadt betraut wurde. die Stadtwerke GmbH 
darf also keinesfalls ihre Einnahmen hauptsächlich auf 
dem freien Energiemarkt mit der Versorgung von Privat-
haushalten und anderen Unternehmen erzielen. Zur 
Bestimmung des prozentualen Anteils wird der durch-

Inhouse-Vergaben unter strengen 
Voraussetzungen möglich, aber nicht zwingend

schnittliche Gesamtumsatz der letzten drei Jahre vor 
Vergabe des öff entlichen Auftrags oder ein anderer ge-
eigneter tätigkeitsgestützter Wert herangezogen, § 108 
Abs. 7 GWB.

3.3 Prüfung nach § 108 Abs. 1 Nr. 3 GWB

Wie eingangs bereits erwähnt, müssen alle 3 Vorausset-
zungen des § 108 Abs. 1 kumulativ vorliegen. Sind im 
Wege der Prüfung die ersten Voraussetzungen bereits 
nicht erfüllt worden, ist eine weitergehende Prüfung 
nicht mehr notwendig. Ein Inhouse-Geschäft wäre be-
reits unzulässig. Soweit das Kontroll- und das Wesent-
lichkeitskriterium zu bejahen sind, müsste ferner eine 
private Kapitalbeteiligung, mit Ausnahme nicht beherr-
schender und gesetzlich vorgeschriebener Formen der 
privaten Kapitalbeteiligung ohne Sperrminorität und 
ohne ausschlaggebenden Einfl uss auf die Stadtwerke 
GmbH, ausgeschlossen werden.

4. Fazit

Bei Vorliegen aller Voraussetzungen könnte ein soge-
nannter interner Vertrag über die lieferung von elekt-
rischer Energie bzw. Erdgas zwischen der Stadt XY und 
der Stadtwerke GmbH im Rahmen einer vergaberechts-
freien Inhouse-Beauftragung geschlossen werden. Es 
sei allerdings darauf verwiesen, dass der EuGH klarge-
stellt hat, dass auch bei Vorliegen aller Tatbestandsmer-
kale eines Inhouse-Geschäftes, der Auftraggeber ein öf-
fentliches Vergabeverfahren durchführen kann.
»Ebenso wenig wie die Richtlinie 2014/24 die Mitglied-
staaten dazu verpfl ichtet, auf ein Verfahren zur Verga-
be eines öff entlichen Auftrags zurückzugreifen, kann sie 
sie dazu zwingen, einen internen Auftrag in Anspruch 
zu nehmen, wenn die Voraussetzungen des Art. 12 Abs. 
1 erfüllt sind.« (EuGH, Urt. v. 03.10.2019 – C-285/18 – Ir-
gita, Rn. 46 f.)

Auch bei Vorliegen aller
Tatbestandsmerkale eines 
Inhouse-Geschäftes können 
öff entliche Vergabeverfahren 
durchgeführt werden.
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nungen entfällt und durch die automatisierten Prozes-
se werden Fehlerquellen vermieden, die der Qualitäts-
sicherung und -steigerung dienen.
Die Regelungen zur E-Rechnung verpfl ichten Bundes- 
und landesauftraggeber (sogenannter Rechnungsemp-
fänger) sowie die Unternehmen, die im Rahmen der 
Erfüllung öff entlicher Aufträge ihre Lieferungen oder 
Leistungen den öff entlichen Auftraggebern gegenüber 
abrechnen (sogenannter Rechnungssteller).

2. Rechtsgrundlagen

a) Bundesebene
Zur Umsetzung der Richtlinie 2014/55/EU ist die Verord-
nung über die elektronische Rechnungsstellung im öf-
fentlichen Auftragswesen des Bundes (E-Rechnungs-Ver-
ordnung – E-Rech-VO) in Kraft getreten, sodass diese 
grundsätzlich für alle Rechnungen, mit denen eine lie-
ferung oder eine sonstige Leistung für öff entliche Auf-
traggeber des Bundes abgerechnet wird, zu beachten ist.
 
Soweit Unternehmer im Auftrag des Bundes tätig wer-
den, sind diese verpfl ichtet, ab dem 27. November 2020 
die Vorgaben zur elektronischen Rechnungsstellung 
und -übermittlung anzuwenden. Folglich müssen öf-
fentliche Stellen in der lage sein, elektronische Rech-
nungen anzunehmen und weiterzuverarbeiten. daher 
trat die Verordnung gestaff elt in Kraft: Für die obersten 
Bundesbehörden und Verfassungsorgane des Bundes 
gilt sie seit dem 27. november 2018; für die subzentralen 
Bundesbehörden seit dem 27. november 2019. 

b) landesebene
Bei Lieferungen oder sonstigen Leistungen für öff entli-
che Auftraggeber des landes sind die entsprechenden 
landesverordnungen heranzuziehen. Folgende Bundes-
länder haben die Umsetzung der EU-Richtlinie 2014/55 
noch nicht abgeschlossen; Baden-Württemberg, Bay-
ern, Berlin, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, niedersachsen, Saarland, Sachsen, Sachsen-An-
halt, Thüringen. Hingegen konnten die Bundesländer 
Bremen, Brandenburg, nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Holstein die Umsetzung der 
EU-Richtlinie 2014/55 abschließen und entsprechende 
Gesetze und Verordnungen schaff en.

3. E-Rechnungs-Verordnung MV

Exemplarisch soll die geplante E-Rechnungs-Verord-
nung Mecklenburg-Vorpommern dargestellt werden. 
(Die maßgeblichen Gesetze und Verordnungen befi n-
den sich noch in der Abstimmung.)
Mit Inkrafttreten der Gesetze und Verordnungen zur 
Umsetzung der EU-Richtlinie 2014/55 wird insbesonde-
re für den elektronischen Rechnungsverkehr im Wege 
der Erfüllung öff entlicher Aufträge für Landesauftrag-
geber in Mecklenburg-Vorpommern die Verordnung 
über die elektronische Rechnungsstellung im öff entli-
chen Auftragswesen des landes Mecklenburg-Vorpom-
mern (E-Rechnungs-Verordnung – E-Rech-VO) zu be-
achten sein.

a) Regelungen der E-Rech-VO MV
die E-Rech-VO MV regelt die Abrechnung von lieferun-
gen und Leistungen nach Erfüllung öff entlicher Aufträ-
ge. Hierzu wurden unterschiedliche Fristen für Rech-
nungsteller (Unternehmen) und Rechnungsempfänger 
(öff entliche Auftraggeber) vorgesehen. Die Verordnung 
über die elektronische Rechnungsstellung im öff entli-
chen Auftragswesen des landes MV entspricht weitest-
gehend der des Bundes. Hiernach sei vorgesehen, dass 
für Rechnungsempfänger im Oberschwellenbereich und 
im Unterschwellenbereich die Annahme und die Wei-
terverarbeitung elektronischer Rechnungen seit dem 
17. April 2020 möglich ist. Für Rechnungssteller/Rech-
nungssender soll die elektronische Rechnungsstellung 
und -übermittlung seit dem 17. April 2020 möglich sein, 
verpfl ichtend ab dem 1. April 2023.
Die E-Rech-VO defi niert »elektronische Rechnung« und 
legt das Format dieser fest. Hierfür sieht die Verordnung 
grundsätzlich den nationalen datenaustauschstandard 

XRechnung vor, aber auch einen Datenaustauschstan-
dard, wenn er den Anforderungen der europäischen 
norm für die elektronische Rechnung entspricht. Hier 
bietet sich alternativ zur XRechnung insbesondere das 
datenformat ZUGFeRd an. dieses dokumentenformat 
verknüpft die visuelle darstellung der Rechnung als 
PdF-dokument und die maschinenlesbare strukturier-
te Darstellung der Daten als XML-Dokument. 
Während die Rechnungsübermittlung nach Erfüllung 
öff entlicher Aufträge von Bundesbehörden zwingend 
über ein Verwaltungsportal des Bundes zu erfolgen hat, 
werden auf länderebene unterschiedliche übermitt-
lungsvarianten angeboten, u. a. in MV auch per E-Mail.

b) Folgen dieser Regelung 
Die öff entlichen Auftraggeber müssen also entsprechen-
de Vorkehrungen treff en, um die normgerechten elek-
tronischen Rechnungen der Unternehmen empfangen 
und weiterverarbeiten zu können. Um die einzelnen Vo-
raussetzungen hinsichtlich der Formate elektronischer 
Rechnungen sowie deren übertragungswege in Erfah-
rung zu bringen, müssen die öff entlichen Auftraggeber 
auf landesebene stets die Regelungen der landesver-
ordnungen beachten. Unsere Kunden, die im Rahmen 
einer öff entlichen Ausschreibung über die Lieferung 
von Strom und Gas entsprechende lieferverträge abge-
schlossen haben, sind verpfl ichtet, die Rechnungen ih-
rer Vertragspartner, die in einem der E-Rech-VO zuge-
lassenen datenformat übermittelt werden, in diesem 
Format zu empfangen und weiterzuverarbeiten. 
Unter Bezugnahme der vorstehend dargelegten Ver-
pfl ichtungen, die mit den Regelungen zum elektroni-
schen Rechnungsverkehr einhergehen, empfehlen wir 
unseren Kunden daher, alle Vorkehrungen zu treff en, 
um die Annahme und die Weiterverarbeitung elektro-
nischer Rechnungen in den zugelassenen datenforma-
ten (bspw. XRechnung oder ZUGFeRD) zu ermöglichen. 
Hierzu sollten Anpassungen der vorhandenen Software 
in Erwägung gezogen werden oder auf entsprechende 
Softwareprogramme, die die Anforderungen der XRech-
nung umsetzen, umgestellt werden. neben dem tech-
nischen Aufwand sind auch die damit einhergehenden 
zusätzlichen Kosten in der Haushaltsplanung zu berück-
sichtigen.
Zudem sei explizit darauf hingewiesen, dass elektroni-
scher Rechnungsverkehr i.S.d. E-Rech-VO nicht gleich-
bedeutend mit dem Empfang der Rechnungen im csv- 
oder Excel-Format an eine eigens für den Rechnungs-
eingang eingerichtete E-Mail-Adresse ist. 

WAS BEdEUTET
E-REcHnUnG
InSBESOndERE FüR dIE
VERTRAGSGESTALTUNG?
Für öff entliche Auftraggeber im Rahmen
eines Ausschreibungsverfahrens

Viele unserer Vertragspartner werden in Vorbereitung 
eines Ausschreibungsverfahrens erstmalig mit der Fra-
ge konfrontiert, ob sie besondere Klauseln in den lie-
fervertrag aufnehmen möchten, die den elektronischen 
Rechnungsverkehr konkretisieren.
Wir mussten in diesem Zusammenhang feststellen, dass 
diese Thematik bei vielen öff entlichen Auftraggebern 
noch völlig unbekannt geblieben ist, hierzu keinerlei 
Vorkehrungen getroff en wurden bzw. die Vorschriften 
zur E-Rechnung schlichtweg missverstanden werden. 
So wird häufi g von den öff entlichen Auftraggebern er-
widert, dass die Versorger die Rechnungen durchaus 
per E-Mail an eine bestimmte E-Mail-Adresse übermit-
teln können. das ist nicht falsch, aber stellt nicht Sinn 
und Zweck der Regelungen zur E-Rechnungen dar. Aus 
diesem Anlass wird im Folgenden die Materie »E-Rech-
nung« in ihren Grundzügen erläutert. 

1. Sinn und Zweck der Regelungen zur E-Rechnung 

die EU-Richtlinie 2014/55/EU, das E-Rechnungsgesetz, 
die E-Rechnungsverordnung des Bundes ebenso wie 
die E-Rechnungsverordnungen auf länderebene die-
nen der Verwaltungsmodernisierung und des Bürokra-
tieabbaus. die Bearbeitung und Zahlung der Rechnun-
gen soll verkürzt werden und der hieraus resultierende 
Zeitgewinn ermöglicht zusätzliche Kapazitäten für an-
dere Arbeitsprozesse und kann so gegebenenfalls die li-
quidität der leistungserbringenden Unternehmen sta-
bilisieren. E-Rechnungen gewähren einen Beitrag zum 
Umweltschutz, aufwendiges Archivieren der Papierrech-
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Am 1. Oktober 2020 hat die neue bundesweite Vergabestatistik ih-
ren Betrieb aufgenommen. Sie dient der fl ächendeckenden statisti-
schen Erfassung der grundlegenden Daten zu öff entlichen Aufträgen.

Neben der Erfüllung von Monitoringpfl ichten gegenüber der EU-Kom-
mission ist es das Ziel dieser Erfassung, die volkswirtschaftliche Bedeu-
tung der Vergabe öff entlicher Aufträge und Konzessionen besser ein-
schätzen zu können. die auf Basis der erhobenen statistischen daten 
erstellten Ergebnisse dienen zudem der Steuerung sowie Planung ge-
sellschafts-, wirtschafts- und sozialpolitischer Entwicklungen durch 
Politik und Wirtschaft und sollen damit die Zukunftsfähigkeit unseres 
Gemeinwesens sicherstellen.

Wer ist auskunfts- und übermittlungspfl ichtig?
Auskunftspfl ichtig sind gemäß § 1 Abs. 1 VergStatVO1 alle Auftragge-
ber i.S.v. § 98 GWB.
Zu übermitteln sind gemäß § 2 Abs. 1 VergStatVO grundsätzlich Daten 
zu allen öff entlichen Aufträgen nach § 103 Abs. 1 GWB2 sowie Konzes-
sionen nach § 105 GWB bei Erreichen oder Überschreiten der in § 106 
GWB genannten Schwellenwerte (sogenannter Oberschwellenbereich).
Für öff entliche Auftraggeber i.S.v. § 99 GWB gilt diese Pfl icht gemäß § 2 

Abs. 2 VergStatVO auch im Unterschwel-
lenbereich ab einem Wert von 25.000 
Euro. damit hat eine übermittlung von 
vergebenen Aufträgen im Unterschwel-
lenbereich durch Sektorenauftraggeber 
i.S.v. § 100 Abs. 1 GWB nicht zu erfolgen.
Gemäß § 1 Abs. 2 VergStatVO ist die Mel-
dung innerhalb von 60 Tagen nach Zu-
schlagserteilung zu übermitteln.
Zur Erfüllung der Übermittlungspfl icht 
können sich Auftraggeber sogenannter 
Berichtsstellen bedienen, die Informati-
onen über vergebene Aufträge oder Kon-
zessionen als Auftraggeber selbst oder 
für einen anderen Auftraggeber melden. 
die übermittlung der Meldungen erfolgt 
ausschließlich auf dem elektronischen 
Weg; nach § 1 Abs. 3 VergStatVO sind hier-
für die vom Statistischen Bundesamt zur 
Verfügung gestellten Online-Verfahren 
zu nutzen.
die Registrierung als Berichtsstelle erfolgt 
ebenfalls online über den Internetauf-
tritt des Statistischen Bundesamtes. Als 
Meldewege für die zu übermittelnden 

dIE nEUE BUndESWEITE VERGABESTATISTIK Daten nach § 3 Abs. 1 VergStatVO stehen die beiden elektronischen 
Verfahren IdEV und .cORE zur Verfügung. über das jeweilig gewählte 
Verfahren sind sodann sämtliche Aufträge, welche durch einen Auf-
traggeber vergeben werden, zu übermitteln, sofern sie die oben ge-
nannten Voraussetzungen erfüllen.

Prüfung und Auswertung der daten
nach der Eingangsregistrierung einer Meldung werden die daten un-
mittelbar der Verarbeitung im jeweiligen Fachverfahren zugeführt. 
Hier erfolgt zunächst eine Plausibilisierung der Daten, d. h. sie wer-
den auf gültige Werte überprüft und anschließend der Aufbereitung 
und Auswertung zur Erstellung der statistischen Ergebnisse übergeben. 

Entsprechend § 4 VergStatVO werden die 
statistischen Ergebnisse über die Infor-
mationsseiten der Statistischen Ämter 
des Bundes und der länder – in der Re-
gel mit freiem Zugang – angeboten.
die KUBUS GmbH, als sogenannter ge-
werblicher Vergabebegleiter, ist als Be-
richtsstelle beim Statistischen Bundes-
amt registriert und kann für ihre Kunden 
die Meldung durchgeführter Ausschrei-
bungen an die Vergabestatistik überneh-
men, sofern dies gewünscht ist.

Auftraggeber
Berichtsstelle

Statistisches
Bundesamt

elektronische
übermittlung

................................................................................................................................................

 1 Vergabestatistikverordnung

 2 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen

................................................................................................................................................
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Die Vergabe von öff entlichen Aufträgen setzt voraus, dass den Auf-
trag Unternehmen erhalten sollen, die nicht nach den §§ 123 und 124 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) ausgeschlos-
sen sind.
Aus diesem Grund geht der Beauftragung eines Auftragnehmers eine 
umfassende Prüfung voraus, ob eventuell Gründe vorliegen, die sei-
nen Ausschluss von dem weiteren Verlauf des Vergabeverfahrens er-
fordern oder möglich machen. So strebt ein öff entlicher Auftraggeber 
das Ziel an, nur Unternehmen zu beauftragen, die sich an die Grund-
sätze des Vergaberechts und des Wettbewerbs halten und nicht wegen 
schwerwiegenden Wirtschaftsdelikten belangt wurden.
diese aufwendige Aufgabe der Vergabestellen soll durch die Einrich-
tung des Wettbewerbsregisters erleichtert und vereinfacht werden.1 
Es ist eine auf Bundesebene geführte elektronische datenbank, deren 
Einführung an die vor einigen Jahren durchgeführte Vergaberechts-
reform anschließt und einen weiteren Beitrag zu der Stärkung des fai-
ren Wettbewerbs und der Bekämpfung und Prävention der Wirtschafts-
kriminalität darstellt.

1. Eintragungsvoraussetzungen 

a) Eintragungspfl ichtige
Entscheidungen

Nach § 1 des Wettbewerbsregistergesetzes 
(WRegG) wird das Register beim Bundes-
kartellamt eingerichtet und von ihm be-
trieben. In diesem Katalog sollen Infor-
mationen von Unternehmen2 verzeichnet 
werden, die sich auf zwingende und fa-
kultative Ausschlussgründe im Sinne der 
§§ 123 und 124 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB) beziehen.
da die Vergabestelle auf Eintragungen im 
Register angewiesen sein soll, wird sie in 
die lage versetzt, Erkenntnisse darüber 
zu erlangen, ob ein Teilnehmer bzw. Bie-
ter gegen geltende strafrechtliche Vor-

.......................................................................................................................................................................................................................................

 1 das Gesetz zur Einrichtung eines Wettbewerbsregisters und zur Änderungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 18. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2739) ist am 29. Juli 2017 in Kraft getreten. Es ist durch das GWB-digitalisierungsgesetz, vom 18. Januar 2021, in Kraft getreten am 19. Januar 2021, ge-
ändert worden. 

 2 Nach § 2 Abs. 4 WRegG ist ein Unternehmen jede natürliche oder juristische Person oder eine Gruppe solcher Unternehmen (Bietergemeinschaft), die 
auf dem Markt die lieferung von Waren, die Ausführung von Bauleistungen oder die Erbringung von leistungen anbietet.

.......................................................................................................................................................................................................................................

schriften verstoßen oder eine Ordnungs-
widrigkeit begangen hat. dadurch dürfte 
die Eignungsprüfung von Wirtschaftsteil-
nehmern gemäß § 122 GWB deutlich er-
leichtert sein. 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchs. a WReG nimmt auf 
§ 123 Abs. 1 GWB Bezug, sodass der Bereich 
der zwingenden Ausschlussgründe in-
haltlich gedeckt wird. durch die Buchsta-
ben »b« bis »e« des gleichen Paragrafens 
sind des Weiteren bestimmte Straftaten 
erfasst, die für das ganze Wettbewerbs-
recht relevant sind und eine schwere Ver-
fehlung im Rahmen der berufl ichen Tä-
tigkeit darstellen. dazu zählen
 ▪ Betrug und Subventionsbetrug zu las-
ten öff entlicher Haushalte oder zu Las-
ten des Haushalts der EU,

 ▪ Vorenthalten und Veruntreuen von Ar-
beitsgeld,

 ▪ Steuerhinterziehung sowie
 ▪ wettbewerbsbeschränkende Absprache 
bei Ausschreibungen.

Während durch § 2 Abs. 1 WReG konkret 
und abschließend die zwingenden Aus-
schlussgründe nach § 123 GWB erfasst 
sind, werden gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 2 als fa-
kultative Ausschlussgründe im Sinne von 
§ 124 GWB lediglich schwerwiegende Wirt-
schaftsdelikte aufgenommen, die einen 
gewissen Schwierigkeitsgrad aufweisen 
und für das Vergaberecht besonders pra-
xisrelevant sind. Zu vermerken sind dem-
zufolge rechtskräftige strafgerichtliche 
Verurteilungen und Strafbefehle sowie 
bestandskräftige Bußgeldentscheidun-
gen über Verstöße gegen das Schwarzar-
beitsbekämpfungsgesetz, Arbeitsüberlas-
sungsgesetz, Mindestlohngesetz sowie 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz.
Allerdings erfolgt ein Vermerk in diesem 
Fall nur dann, wenn auf Freiheitsstrafe 
von mehr als drei Monaten oder Geld-
strafe von mehr als 90 Tagessätze erkannt 
oder eine Geldbuße von wenigstens 2.500 
Euro festgesetzt worden ist.
über das Bestehen von fakultativen Aus-
schlussgründen hat sich ein öff entlicher 

Auftraggeber bisher bei dem Gewerbezentralregister eine Auskunft 
nach § 150a der Gewerbeordnung (GewO) eingeholt. Nach der Inbe-
triebnahme des Wettbewerbsregisters müssen sich die öff entlichen Ver-
gabestellen an das Bundeskartellamt wenden und abfragen, ob Ein-
tragungen für den künftigen Auftragnehmer in der elektronischen 
datenbank vorhanden sind.
Folglich kann ein an einer Ausschreibung beteiligtes Unternehmen 
nicht erwarten, den Auftrag zu erhalten, falls es strafrechtliche Ver-
stöße oder schwerwiegende Wirtschaftsdelikte begangen hat und Ein-
tragungen im Register vorliegen. Vor allem müsste es von dem wei-
teren Verlauf des Vergabeverfahrens ausgeschlossen und der Auftrag 
dem Wirtschaftsteilnehmer vergeben werden, der das geltende Recht 
einhält und sich nicht strafbar gemacht hat.

b) Zurechnungsvoraussetzungen
Im § 2 Abs. 3 WReG, der im Einklang mit dem § 123 Abs. 1 und 3 GWB 
steht, sind die Voraussetzungen einer Zurechnung klar festgelegt. 
demnach darf eine Eintragung von strafgerichtlichen Entscheidungen 
und Bußgeldentscheidungen gegen eine Person nur dann stattfi nden, 
wenn das Verhalten der Person dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
sodass der Ausschluss des Unternehmens von dem Vergabeverfahren 
nur infolge eines zurechnungsfähigen Rechtsverstoßes erfolgen kann. 
das geschieht, wenn die verurteilte Person in einer leitenden Stellung 
in demselben Unternehmen gehandelt hat, bzw. den Rechtsverstoß be-
gangen hat; dazu gehört auch die überwachung der Geschäftsführung 
oder sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in gleicher Stellung. 
die Straftaten und Ordnungswidrigkeiten müssen also im Zusammen-
hang mit dem Geschäftsverkehr stehen, sodass es auf ein Fehlverhal-
ten des Geschäftsführers oder des Aufsichtsratsmitglieds im Privatle-
ben nicht ankommt.

2. Öff entliche Auftraggeber als Adressaten der Abfragepfl icht

§ 6 WRegG bietet Antwort auf die Frage, wer Adressat der Abfragepfl icht 
ist. Danach ist jeder öff entliche Auftraggeber verpfl ichtet, vor der Zu-
schlagserteilung bei der Registerbehörde abzufragen, ob Eintragungen 
zu demjenigen Bieter vorhanden sind, der den Auftrag erhalten soll. 
Umfasst sind somit alle Erscheinungsformen einer öff entlichen Verga-
bestelle im Sinne von § 99 GWB. Ferner sind auch Sektorenauftragge-
ber nach § 100 Abs. 1 Nr. 1 des GWB, die zugleich öff entliche Auftragge-
ber sind und eine Sektorentätigkeit ausüben, sowie Konzessionsgeber 
nach § 101 Abs. 1 Nr. 1 und 2 GWB dieser Verpfl ichtung unterworfen.

3. Voraussetzungen der Abfragepfl icht

Die Informationspfl icht entsteht, sofern bestimmte Voraussetzungen 
vorliegen. Vor dem Hintergrund, öff entliche Auftraggeber sowie die Re-
gisterbehörde nicht unnötig zu belasten, entsteht die Abfragepfl icht 
erst ab einem geschätzten Auftragswert von 30.000 Euro ohne Umsatz-
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steuer, gleichgültig, ob es sich um eine Auftragsvergabe auf der natio-
nalen oder europäischen Ebene handelt. Sektorenauftraggeber sowie 
Konzessionsgeber sind nur dann erfasst, sofern der Auftragswert die 
Schwellenwerte des § 106 GWB erreicht oder überschreitet.
Die Übermittlung der abgefragten Daten erfolgt auf Antrag des öffent-
lichen Auftraggebers, worüber die Registerbehörde ihrerseits dem An-
tragsberechtigten eine Auskunft erteilen muss, auch dann, wenn kei-
ne Eintragungen im Register vorgenommen worden sind.
Aufgrund der höheren Sensibilität der Daten stellt der Gesetzgeber 
höhere Anforderungen an den Umgang mit den erhaltenen Informa-
tionen. So bestimmt § 6 Abs. 4 WRegG einen engen Personenkreis bei 
dem Antragsberechtigten, der die Auskünfte vom Register empfangen 
darf. Nur Personen, die ausdrücklich zur Entgegennahme der Auskünf-
te oder mit der Durchführung des Vergabeverfahrens betraut sind, gel-
ten als empfangsberechtigte Bedienstete. Daran knüpft Abs. 7 WRegG 
des gleichen Paragraphens an, der besagt, dass die Vertraulichkeit und 
Integrität der zu übermittelnden Daten zu gewährleisten sind und nur 
zu vergaberechtlichen Zwecken verwendet werden dürfen. Die sind als 
Bestandsteil der Vergabedokumentation anzusehen und bis zum Ab-
lauf der Aufbewahrungsfristen zu behalten.

4. Kein automatischer Ausschluss eines Unternehmens bei 
Vorliegen einer Eintragung im Wettbewerbsregister

Gemäß § 6 Abs. 5 WRegG obliegt der Ausschreibungsstelle die Entschei-
dung über den Ausschluss eines Bieters, wobei die geltenden vergabe-
rechtlichen Vorschriften zu beachten sind. Dies würde bedeuten, dass 
eine Eintragung im Register keinen automatischen Ausschluss des Wirt-
schaftsteilnehmers von der weiteren Teilnahme am Vergabeverfahren 
zur Folge hätte. Stattdessen muss der Auftraggeber in jedem Einzelfall 
in eigener Verantwortung prüfen, ob das Ausschließen des Unterneh-
mens in Betracht kommt. Allerdings würde das Vorliegen eines zwin-
genden Ausschlussgrundes das Ausschließen des betroffenen Teilneh-
mers erfordern. Dies ist dem § 123 GWB zu entnehmen, der in diesem 
Fall die Verweigerung der Teilnahme des Bieters an dem weiteren Ver-
lauf der Ausschreibung anordnet. 
Bei Vorliegen fakultativer Ausschlussgründe im Sinne von § 124 GWB 
dagegen kann der Auftraggeber dem Bieter die Teilnahme am Ver-
gabeverfahren verweigern, ist aber dazu nicht gezwungen. Sollte es 
trotzdem zum Ausschluss kommen, muss die Vergabestelle die Ent-
scheidung darüber nach den Vergaberegeln und im Rahmen des vom 
Gesetzgeber eingeräumten Spielraums treffen. Dabei ist der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit zu berücksichtigen.

5. Ausschließlich elektronische Kommunikation und 
Inbetriebnahme des Wettbewerbsregisters

In § 9 des WRegG hat der Gesetzgeber festgelegt, dass die Kommunika-
tion zwischen der Registerbehörde und des Abfrageverpflichteten aus-

schließlich elektronisch erfolgen muss, 
wobei ein automatisiertes Verfahren zur 
Übermittlung von Daten zu verwenden 
ist.
Nähere Bestimmungen über die Abwick-
lung der Kommunikation und die Daten-
übermittlung zwischen den betroffenen 
Parteien sowie über die Inbetriebnahme 
des Registers wird die Verordnung über 
den Betrieb des Registers zum Schutz des 
Wettbewerbs um die Vergabe von öffent-
lichen Aufträgen (WRegVO) enthalten.
Deren Verordnungsentwurf der Bundes-
regierung vom 20. Januar 2021 ist zur-
zeit Gegenstand eines Verordnungsge-
bungsverfahrens. Diese Verordnung soll 
die Grundlagen für die Inbetriebnahme 
und das Führen des Registers schaffen, 
und Regeln konkretisieren, auf denen die 
Kommunikation zwischen der Register-
behörde und den Nutzern des Registers 
beruhen muss. Dies betrifft insbesondere

die technischen und auch organisatori-
schen Voraussetzungen für Speicherung 
und Übermittlung von Daten sowie den 
Umgang mit den mitzuteilenden Infor-
mationen.

6. Fazit

Nur ein Teil der Bundesländer verfügt 
zurzeit über eine entsprechende Daten-
bank. Dazu zählen Berlin, Bremen, Ham-
burg und Nordrhein-Westfalen. Die an-
deren, wie Baden-Württemberg, Bayern,
Hessen und Rheinland-Pfalz, haben bei 
den jeweiligen Ministerien durch Erlass 
von Verwaltungsvorschriften nur soge-
nannte Melde- und Informationsstellen 
eingerichtet, an die sich öffentliche Auf-
traggeber bei der Vergabe von öffentli-
chen Aufträgen wenden und abfragen 
müssen, ob Eintragungen für die künfti-
gen Auftragnehmer vorhanden sind.

Zwischenzeitlich hat aber das Bundesland Schleswig-Holstein das Ge-
setz zur Einrichtung eines Registers zum Schutz fairen Wettbewerbs 
aufgehoben und damit das seit mehreren Jahren existierende Korrupti-
onsregister abgeschafft. 
Hinzu kommt, dass in den Landesgesetzen und Verwaltungsvorschrif-
ten unterschiedliche Eintragungsvoraussetzungen festgelegt sind, was 
die Eignungs- bzw. Ausschlussprüfung von Bietern vor der Zuschlags-
erteilung deutlich erschwert. 

Vor diesem Hintergrund wird die Errichtung des bundesweiten Wett-
bewerbsregisters eine wertvolle Hilfestellung für öffentliche Auftrag-
geber darstellen und ihren Aufwand bei der Prüfung von Ausschluss-
gründen vor der Zuschlagserteilung reduzieren. Zumindest wird durch 
dessen Einführung ein einheitlicher Rahmen für die Ausschlussprü-
fung geschaffen, was zum fairen Wettbewerb unter den Bietern bei der 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen beitragen wird. Wie sich das Regis-
ter in der Praxis bewähren und mit welchen Herausforderungen sein 
Betrieb verbunden sein wird, bleibt bis zum Inkrafttreten der WRegVO 
abzuwarten. Bis dahin finden noch weiter die landesrechtlichen Rege-
lungen über die Einrichtung und den Betrieb eines entsprechenden 
Registers Anwendung.

Die Datenabfrage an die Registerbehörde sowie die 
Datenübermittlung erfolgen elektronisch.
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Kompetenz für Kommunen.
Ein Unternehmen kommunaler Spitzenverbände

ENERGIEAUSSCHREIBUNG STROM UND GAS 
KUBUS führt seit über 10 Jahren bundesweit die E-Vergabe mit elektronischer Auktion bei der 
Beschaff ung von Strom und Erdgas für öff entliche Auftraggeber durch.

Ihre Lieferverträge für Strom und Erdgas laufen in den 
nächsten Jahren aus? Dann sollten Sie sich schon jetzt mit 
der Vorbereitung einer Ausschreibung für die zukünftigen 
Lieferjahre beschäftigen.

Mit der Unterstützung der KUBUS GmbH profi tieren Sie von 
vorteilhaften Einkaufsmöglichkeiten. Über 2.000 Auftrag-
geber bundesweit nutzen dieses Angebot.

Wir bieten Ihnen nicht nur eine Ausschreibung, sondern:
 ▪ Rundumbetreuung durch unsere kompetenten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
 ▪ rechtssichere Ausschreibung
 ▪ Entlastung der Verwaltung und Senkung der Kosten
 ▪ kurze Bindefristen ermöglichen optimale Energiepreise
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 www.kubus-mv.de

E-VERGABEOptimieren Sie IhrenEnergieeinkauf.Mit der KUBUS GmbH!

KUBUS
KOMMUNALBERATUNG und service gmbh

®


